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Bebauungsplan ·M 1:-500· 

. Silberberg - Süd 
Bezugspläne: 04.02-C Warmbronner Weg gen. 15.06~1961 

· Verfahrensvermerke · 04.02~2 Wasserbach · · gen:93.04.1980 

Zur Aufstellung' gern.• § 2 Abs:·1 BauGB 
beschlossen 

. _;, ._ .. ·-

I 

am · · .· .· 08:J)S· 8990 

•. 

Zur öffentlichen Auslegung gem. § 3Abs. 2 BauGB . · . , . . . ~-- · • - · 
beschlossen .. , · • <~: :.~ :::·: ~-. om -.. U . .ll3;1992 - .- · .· •· · · 

. _ .. · . 

~ . Auslegung bekanntgemacht om . 26: 03. 1992 

: Öthmtlich ausgelegt 

.~ 

. ~orn 06:tl4. 1992 • · • bis 06. os: 1992 ' • 
. 

Als Satzung gem. S 10 BauGB 
vom Geme,inderol beschlossen·· am 19. 01.1993 .·. 

Geprüft gern.' § 11 BouGB vom Regierungspräsidium 
· Styttgart mit Erlen Nr. · vom 

; ~ek.anntgemacht und in Kratt getreten •· · . .am 03. 02.1994 . 

Ausgefertigt: leonberg. de~ .. 20. 01.1993. 

.. 
-' -_ .. -. .., '· • - •• • - :- 0 - - • - • ' 

Mit lnkratltretendieses Bebauungsplanes treten'alie anderen Vorschriften ·., 
· ouner Kraft. dies gilt insbesondere für. die o,a. Bezugspläne · · · 

- ' . . ~ ·-· "..... 

· Rechtsgrundlage dieses BebaÜungsplanes sind: . 

Das Baugesetzbuch !BauGBJ vom 08.12.1g86 IBGBLI 5.22531 
Die Baunutzungsverordnung !BouNVOI vom 26.01.1990 IBGBI.I S. 1331 · 

' . . . 

Die Planzeichenverordnung. !PianzV 901 vom .18.12.1990 !BGBI. S. 581 
Die Landesbauordnung für Boden-Württemberg !LBOI vorn 28.11.1983 !Ge.BI. S. 7701 

·- " . . - - .' - - .. -. . 

. Sowie die jeweiligen. ergänzenden Rechtsverordnungen und Verwoltungsvorschriften .. 
'-. - ' . ' -- ' ·' -. . .. "" --

, ·i ' 

· Aufgestellt' 

' 
""-"--" ,. -,. ·!- ~. ·; -

~"<4 •. 
. . .. 

. . 



Z~ichenerklärung 
- Planzeichenverordnung 1990-

Art der baulichen Nutzung {§9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §\ 1-15 BouNVOJ 

Allgemeines Wohngebiet ( § 4 BauNVO I 
[s. Textteil Nr .1.1.1 I 

Man der baulichen Nutzung I§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB. §§ 16 - 21 a BouNVOI 

0,4 GrundWichenzahl I§ 19 BauNYOJ 

@ Geschoßflächenzahl I§ 20 BauNVO I 

Bauweise I § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB. § 22 BauNVO I 

a abweichende Bauweise ( § 22 Abs. L BauNVO I 
I s. T extteit Nr .1.3.1.1) 

abweichende Bauweise, nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 
I§ 22 Abs. 4 BauNVO I 
( s. Textteil Nr.I.J. 1.21 

Nutzungsschablone 

Baugebiet Gebäudehöhe 

Grundflächenzahl Geschontlächenzahl 

Bauweise 

Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksfläche I\ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB. \ 23 BauNVO 1 

.. 

.. 

Nicht überbaubare Grungstücksfläche 

Baugrenze I\ 23 Abs. 3 BauNVO I 

Überbaubare Grundstücksfläche 
t s. Textteil Nr. I.L.I 



Stellung baulicher Anlagen I§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB I 

Firstrichtung I s. Textteil Nr.l.51 

Verkehrstlöchen I§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB I 

Stranenfläche 

Geh- I Radweg 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 

Öffentliche Parkplätze 

Feldweg 

Grünanlage als Bestandteil von Verkehrsanlagen 
( § 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB I 
I s. Textteil Nr.l.10.1) 

Yersorgungsflächen I§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB I 

Trafostation 

Grünflöche.n I§ 9 Abs.1 Nr. 15 BauGB I 

Öltentliehe Grünfläche- Parkanlage 
I s. Textteil Nr .1.8.1 I 

Öltentliehe Grünfläche - Kinderspielplatz 
I s. Textteil Nr-.1.8.2'. I 

Öffentliche Grünfläche - Wassergroben 
I s. Textteil Nr.l.8.3 I 

Private Grünfläche - Wiese 
I s. Textteil Nr.l.8.41 

Private Grünfläche- Böschung 
I s. Textteil Nr.I.B.SI 

Höhenlage der baulichen Anlagen I§ 9 Abs. 2 BauGB) 

TH maximale Trauthöhe I s. Textteil Nr.l.11.11 



Flächen für Stellplätze und Garagen I S 9 Abs.1 Nr. ' BauGB J 

,..----, 
~ GA : Garagen, Carports I s. Textteil Nr .1.6 J 

L----.1 

' Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern sow~e Treppen 
zur Herstellung der Verkehrsflächen I§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB I 

I 1111 11 11 

Sonstige Festsetzungen 

• 

• • • • • • 
)( ;)( )( )( )( )( 

X 

388.13 

388.00 

Stützmauer 

Treppen 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungspiones 
t § 9 Abs.7 BouGB I 

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen 
I§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BouGB. § 16 Abs. 5 BauNVO I 

Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen 
I Stellung der baulichen Anlagen I 

Bezugspunkt der eingetragenen Höhe 

örtlich gemessene Höhe 

geplante Höhe der Verkehrsfläche I Gradiente) 

Pflanzgebot I§ 9 Abs.1 Nr. 25 a BauGB J 

Pflanzgebot für Einzelbäume 



Textliche Festsetzungen 

In Ergänzung der Planzeichen wird folgendes festgesetzt: 

I. 

l. 

1.1_: 

Planunssrechtliche Festsetzunsen (§ 9 BauGB und BauNVO) 
--- ~" 

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. l Nr. l BauGB, 
§§ l - 15 BauNVO) 

Allgemeines Wohngebiet !S 4 BauNVO! 
Im "Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind die Nutzungen 
nach § 4 Abs. 2 BauNVO zugelassen. 

Die als Ausnahme aufgefUhrten Nutzungen nach § 4 
Abs. 3 BauNVO sind nicht Bestandteil des Bebauungs­
planes (§ l Abs. 6 BauNVO). 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. l BauGB, 
§§ 16 - 21 a BauNVo) 
entsprechend Planeinschrieb. 

2.1 Zahl der Vollgeschosse (§ 16 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO) 
entsprechend Planeinschrieb. 

3. Bauweise (§ 9 Abs .• l Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 
entsprechend Planeinschrieb (Nutzungsschablone) 

3.1 Abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO) 

3.1.1 offene Bauweise, jedoch Begrenzung der max. Gebäude­
länge auf 20 m. 

3.1.2 Nur Einzel- und Doppelhäuser mit einer max. Gebäude­
länge von 20 m. 

4. Oberbaubare Grunl"stllcksflächen (§ 9 Abs. l Nr. 2 BauGB, 
§ 23 BauNVO 
entsprechend Festlegung im Lageplan. 
Die Gebäudetiefe darf innerhalb der festgelegten 
Uberbaubaren GrundstUcksfläche max. 12,5 m, ge­
messen senkrecht zur festgelegten Stellung der 
baulichen Anlage (Firstrichtung), betragen. 
Ausnahmsweise kann ein Vortreten von untergeordneten 
Bauteilen Uber die festgelegte Baugrenze und Uber 
die festgelegte Gebäudetiefe bis max. 1,0 m zuge­
lassen werden. 

5. Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
Die im Lageplan festgelegte Stellung der baulichen 

. Anlagen - Firstrichtung - ist verbindlich. Ausnahms­
weise können kleinere Querbauten abweichend von der 
Firstrichtung zugelassen werden (siehe Textteile .II. 
2. 3) • 



6. 

~1 

Flächen für Stellplätze und Garagen IS 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 
Stellplätze sind allgemein zulässig. 
Garagen und Carports sind nur in den überbaubaren 
Grundstücksflächen und in den dafür vorgesehenen 
Flächen zulässig (§ 12 (61 BauNVO). 
Unterirdische Garagen sind auch außerhalb der über­
baubaren Grundstücksfläche zulässig. 

7. Verkehrsflächen ·und Verkehr.sflächen besonderer 
Zweckbestimmung (S 19 Ab~· 1 Nr. 11 BauGB) 

7.1 Verkehrsflächen 
entsprechend Festlegung im Lageplan. 

7.2 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
·entsprechend Festlegunq im Lageplan. 
Diese Flächen dienen entsprechend dem Planeinschrieb 
gleichzeitig verschiedenen Verkehrsarten ohne bauliche 
Trennung (Niveaugleicher Ausbau mit unterschiedlicher 
Belagsausbildung) • 

7.3 Anschluß der Grundstücke an die Verkehrsflächen 
Grundstückszufahrten dürfen an der Grundstücksgrenze 
eine Gesamtbreite von 7,5 m pro Grundstück nicht 
überschreiten. Ihre Breite ist jedoch auf max. 
50 % der Grundstückslänge entlang der Erschließungs­
straße begrenzt. 

8. Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

8.1 öffentliche Grünfläche - Parkanlage 
Die "Öffentliche Grünfläche - Parkanlage" ist als 
Grünfläche mit Bäumen und Sträuchern landschafts­
gärtnerisch zu gestalten § 9 Abs. Ziff. 25 a BauGB. 
Bzgl. Baumschutz wird auf die Baumschutzverordnung 
hingewiesen (s. Textteil I. 10.2). 

8.2 Öffentliche Grünfläche - Kinderspielplatz 
Zulässig sind zweckgebundene Spielgeräte für 
Kleinkinder und Kinder (z. B. Sandkasten, Schaukel, 
Klettergerüst, Rutsche etc.) 

8.3 öffentliche Grünfläche - Wasserfläche 
Der Eisengriffgraben mit Böschungsflächen ist 
nachrichtlich im Plan dargestellt. 

8.4 Private Grünfläche - Wiese 
Die "Private Grünfläche - Wiese" ist als Wiesenfläche 
zu erhalten. 

8.5 Private Grünfläche - B6schung 
Die "Private Grünfläche - Böschung" ist mit heimischen 
Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. 



9. 

10. 

10.1 

10.2 

11. 

11.1 

12, 

12.1 

Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum 
Schutz·vor schll'dlichen Umwelteinwirkungen (Lärmschutz) 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und § 9 Abs. 5 BauGB) 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird als 
Fläche gekennzeichnet, in der die zulässigen Pla­
nungsrichtpegelwerte der Vornorm DIN 18005 durch 
Einwirkungen von Verkehrslärm überschritten werden. 
Beim Neubau, Umbau oder Erweiterung von Gebäuden 
sind besondere bauliche Vorkehrungen gegen Verkehrs­
lärm zu treffen, die so beschaffen sein müssen, daß 
der Innenschallpegel für Schlafräume von 35 dB (A), 
für Wohnräume von 40 dB(A) und für Arbeitsräume bei 
überwiegend geistigen Tätigkeiten von 55 dB (A) 
nicht überschritten wird (siehe z. B. VDI - Richt­
linien 2719 "Schalldämmung bei Fenstern und deren 
Zusatzeinrichtungen" sowie § 15 Arbeitsstättenver­
ordnung). 

Pflanzgebot und Pflanzbindung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

Pflanzgebot (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 
Die festgesetzten Verkehrsgrünflächen sind mit 
heimischen Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. 

Pflanzbindung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB) 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind alle 
Bäume mit einem Stammdurchmesser von mind. 0,25 m 
-gemessen 1,0 m Uber·dem Erdboden- zu erhalten, 
sofern andere Festsetzungen nicht entgegenstehen. 
Es wird auf die Baumschutzverordnung der Stadt 
Leonberg vom 24.02.1986 hingewiesen. 

Höhenlage der baulichen Anlagen (§ 9 Abs •. 2 BauGB) 

Maximale Traufhöhe = TH 
Die Traufhöhen sind als Höchstmaße für den Schnitt­
punkt der Dachhaut mit der Außenwand festgesetzt. 
Sie werden gemessen über dem natUrliehen Gelände 
an der Bergseite. Dabei ist die mittlere Höhe 
an der Hauptwand des Gebäudes maßgebend. 

Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und stUtzmauern 
zur Herstellung des Straßenkörpers (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 
BauGB) 
Böschungen und Stützmauern, die zum Ausgleich der 
Höhenunterschiede zwischen den Baugrundstücken und 
den öffentlichen Verkehrsflächen erforderlich sind· 
(Straßenböschungen), können auf den BaugrundstUcken 
angelegt werden und sind dort zu dulden. Sie sind 
Bestandteil der Verkehrsanlagen, nicht jedoch der 
Verkehrsflächen. Ist in der Planzeichnung nichts an­
deres festgesetzt, so gilt ein, die öffentlichen 
Verkehrsflächen begleitender 1,0 m breiter Grund­
stücksstreifen als Fläche für die Aufschüttungen 
und Abgrabungen zum Ausgleich topographischer 
Unebenheiten. 



j 
12.2 Die Eigentümer der Baugrundstücke dürfen zur Ver­

kürzungen der Straßenb8schungen auf eigene Kosten 
Mauern (nur in Sichtbeton, Mauerwerk oder Holz) 
errichten, die nicht Bestandteil der Verkehrsan­
lagen sind. Mauern sind bis zu einer H6he von 
max. 1,0 m zulässig. · 

12.3 Stützfundamente, die beim Setzen von Rabatten­
steinen und Randsteinen zur Abgrenzung zwischen 
-6ffentlichen Verkehrsflächen und privaten Grund­
stücksflächen erforderlich werden, sind auf den 
privaten Grundstücksflächen bis zu einer Dreite 
von 0,5 m zu dulden. 

II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB, 
§ _ 73 LBO) 

1. Äußere Gestalturig der baulichen Anlagen (§ 73 Abs. 1 
, .Nr. 1 LBO) 

1.1 Fassadengestaltung 
Die Verkleidung baulicher Anlagen mit metallisch 
glatten, polierten und glänzenden Materialien 
(wie zum Beispiel Metall, Kunststoff, Spiegelglas, 
glasierte Keramik, geschliffene Werk- oder Kqnst­
steine ist unzulässig. 

1.2 Farbgestaltung . 
Die Außenflächen der Fassaden sind in hellen ge~ 
brochenen FarbtOnen auszuführen. 

2. 

2.1 

Dachgestaltung (§ 73 Abs. 1 Nr. 1- LBO) 

Dachform, Dachneigung 
}-

Es sind nur Satteldächer mit einer Dachneigung 
zwischen 30° und 40° zulässig. Jede Dachfläche 
muß rnind. 5,0 rn vorn First herabgezogen werden. 

~ "" . q-q, 
. :U-40" 0 .':/.. 

I~ 

zulässiges Satteldach 

Ausnahmsweise k8nnen abweichende Dachformen in Form 
von versetzten Satteldächern und einhüftigen Sattel­
dächern zugelassen werden, unter der Voraussetzung, 
daß die jeweiligen Dachneigungen gleich sind und 
die zulässige Dachflächenlänge~ehalten ist. 

~#~ ~# . 
~ ~ :u-ttr :K. :u-ttrrr 

- -, :u-'rr .. 
zulässiges versetztes Satteldach zulässiges.einhüftiges 

Satteldach, 



Carports und Garagen sind entsprechend dem Dac~'des Haupt­
gebäudes zu gestalten. Bei der Verletzung der Abstands~ 
Vorschriften nach§ 7 Abs. 1 LBO·sind nur begrünte 
Flachdächer zulässig. · 

2.2 Dachdeckuno 
Es ist nur Ziegeldeckung in rot bis rotbraunem Farb-
tönen zulässig. 1 

Für untergeordnete Bauteile (Gauben) sind abweichende 
Materialien zulässig. , 

2.3 Dachaufbauten 

Dachgauben sind mit folgenden Einschränkungen zuge­
lassen: 

- die Summe der Breiten aller Dachgauben einer Gebäude­
seite darf höchstens 1/3 der dazugehörigen Dachlänge 
betragen 

- ihr Abstand von der Giebelseite (Ortgang) ·•muß mind. 
1,5 m betre:gen, 

- die Oberkante der Dachgauben muß mind. 1,0 m 
unterhalb des Dachfirstes liegen, ' 

- die Höhe der Dachfläche unterhalb der Dachgauben 
bis zur Traufe muß in der Dachfläche gemessen mind. 
0,9 m betragen, 

Quergiebel sind mit folgenden Einschränkungen zuge­
lassen, 

- ihre Breite darf max. 2,5 m betragen, 
- ihre Dachneigung ist entsprechend der des Haupt-

dachs auszuführen. 

2.4 Dacheinschnitte 
Dacheinschnitte sind mit nachstehenden Einschränkungen 
zugelassen: 
- ihr Abstand von der Giebelseite muß mind. 1,5 m 

betragen, 

- die Gesamtlänge der Dacheinschnitte darf 
höchstens 1/3 der dazugehörigen Dachlänge be­
tragen~ einzelne Dacheinschnitte dürfen nicht 
länger als 4 m sein·, 

die Brüstungen der Dacheinschnitte sind in gleicher 
Neigung und gleichem Material wie das Dach selbst. 
auszuführen, 

- auf jeder Dachfläche sind entweder nur Dachaufbauten 
oder nur Dacheinschnitte zulässig. 



3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

III. 

1. 

Werbeanlagen (§ 73 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 1 LBO) 
Werbeanlagen dürfen nur an Gebäuden und für die 
.ört).ich angebotenen Leistungen angebracht werden. 

Außenantennen (§ 73 Abs.\1 Nr. 3 LBO) 
Pro Gebäude ~st nur 1 Au~~antenne - Einzelhaus, 
Doppelhaushälfte, Reihenhaus - zulässig. · 

Freileitungen (§ 73 Abs. 1 Nr. 4 LBO) 
Alle der Versorgung des Gebietes dienenden Leitungen 
sind unterirdisch zu verlegen. 

Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten 
Grundstücke (§ 73 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 
Die unbebauten Flächen sind als Grünflächen 
gärtnerisch anzulegen und zu gestalten. 

Einfriedigungen (§ 73 Abs. 1 Nr. 5 LBO) 
Einfriedigungen entlang der öffentlichen Ver­
kehrsflächen und zur offenen Feldlage sind bis 
zu einer Höhe von 1, ·o m zulässig. 

Nachrichtlich übernommene Festsetzunqen 
(§ 9 .Abs. 6 BauGB) 

Es wird darauf hingewiesen, daß archäologische 
Bodenfunde im Falle der Entdeckung unverzüglich 
der Denkmalschutzbehörde anzuzeigen sind 
(§ 20 DSchG) • 

~-- -~-- - - --· ------------~·--· ----~---------

Stellplätze sind wasserdurchlässig zu gestalten. 
-···· .. ·-···--··········· 

.... -·---- ...... ·-··-·--··--· ·--~~-- --- ------·-··~-~~-
2. Entlang der öffentlichen Grünfläche des Gewässers 

l':isengriffgraben ist ein Schutzstreifen von 10 m 
von Hindernissen (z. B. Auffüllungen, Einfriedigungen 
und Bepflanzungen, Stützmauern, Terrassen, Balkonen) 
freizuhalten. 


